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Immobilienwirtschaft
Neue Perspektiven für den öffentlichen Wohnungssektor

Die grundgesetzlich verankerte Eigentumsverpflichtung, 
„dem Allgemeinwohl zu dienen“ (Art. 14 Grundgesetz), 
ist in der wohnungspolitischen Praxis eher unbestimmt. 
Die in Mode geratenen Referenzen auf eine Gemeinwohl-
orientierung sind eher vage und mit sehr verschiedenen 
Bedeutungen aufgeladen. Einig scheinen sich die aktuel-
len Suchbewegungen nach Antworten auf die „multiplen 
Krisensituationen der Wohnungsnot“ (Läpple 2022, S. 237) 
darin zu sein, dass Gemeinwohlorientierung als zumindest 
partielle Dekommodifizierung zu verstehen sei und Bewirt-
schaftungsorientierungen jenseits der Maximalrendite vo-
raussetzt.

Die Gemeinwohldiskussionen greifen damit auch interna-
tional formulierte Zweifel am Marktsystem auf. Peter Mar-
cuse und David Madden habe prägnant darauf hingewiesen, 
dass Wohnungen in Marktwirtschaften nicht nur ein Zuhau-
se, sondern auch Immobilie sind (Madden/Marcuse 2016, 
S. 4). Wohnungen als Immobilie werden aus einer wirt-
schaftlichen Perspektive betrachtet und oft als Investition 
oder als Anlageobjekt angesehen. Wohnen ist dabei nicht 
das Ziel, sondern der Zweck des ökonomischen Handelns. 
Diese marktwirtschaftliche Einbettung des Wohnens hat 
zwei Konsequenzen: Zum einen streben ökonomisch ratio-
nal handelnde Privatpersonen und Unternehmen nach der 
möglichst höchsten und besten Nutzung ihres Immobilien-
eigentums, um möglichst hohe Erträge zu erzielen. Zum 
anderem ist ein marktförmig organisiertes Wohnungswe-
sen durch die Konkurrenz der ökonomischen Akteure ge-
prägt. In einer solchen Wettbewerbslogik werden insbeson-
dere die Gewinnmargen verglichen. Die Mindesterwartung 
für eine Investition ist dabei die durchschnittlich zu erwar-
tende Eigenkapitalverzinsung. In Mietwohnungsmärkten 
gibt es keine ökonomischen Anreize für die Bereitstellung 
von Wohnungen zu unterdurchschnittlichen Mietpreisen. 

Sowohl beim Prinzip der besten und höchsten Nutzung als 
auch in der Logik der mindestens durchschnittlichen Er-
tragserwartung bleiben Wohnungssuchende auf der Stre-
cke, die nicht für die beste Nutzung stehen und für die 

auch die durchschnittlichen Mieten zu teuer sind. Schon 
jetzt zahlen fast die Hälfte der Großstadthaushalte in Miet-
wohnungen mehr als 30 Prozent ihres Einkommens für die 
Miete. Jeder vierte Mieterhaushalt gibt mehr als 40 Prozent 
aus, und bei fast 12 Prozent der Haushalte liegt die Mietkos-
tenbelastung sogar bei über 50 Prozent des Einkommens. 
Betroffen sind davon vor allem die Haushalte mit geringen 
und unterdurchschnittlichen Einkommen. Um allen Haus-
halten leistbare Mietbelastungen zuzusichern, müssten 
bundesweit in den Großstädten in jeweils über einer Millio-
nen Wohnungen die Mieten auf etwa 4,50 Euro/m² bzw. 6,50 
Euro/m² abgesenkt werden (HBS 2021, S. 54 ff.).

Solange die marktwirtschaftlichen Prinzipien der Ertrags-
optimierung gelten, wird sich eine soziale Wohnungsversor-
gung nicht von selbst herstellen. Das in der Öffentlichkeit 
verbreitete Versprechen, ein verstärkter Neubau könne das 
Problem lösen, ist nicht zutreffend, da eine Angebotserwei-
terung zwar die höchsten und durchschnittlichen Mieten 
senken würde, jedoch erst bei einer wirklich hohen Leer-
standsquote Effekte für die unteren Preissegmente hätte. 
In einen neuen Leerstand hineinzubauen, um die Mietpreise 
zu drosseln, sollte aus klimapolitischen Überlegungen aus-
geschlossen werden. 

Wenn die soziale Blindheit des Marktes eine soziale Wohn-
versorgung und die Ertragserwartungslogik eine res-
sourcenschonende Stadtentwicklung nicht dauerhaft und 
zuverlässig gewährleisten können, ist öffentliche und ge-
meinwohlorientierte Verantwortung gefragt. Politik und 
Verwaltungen stehen grundsätzlich drei Mechanismen zur 
Verfügung, die zum Erreichen ihrer Ziele eingesetzt werden 
können: die Regulierung, die Finanzierung und die Bereit-
stellung.

Regulierung mit Gesetzen und Verordnungen
Die bekannteste und am häufigsten genutzte Option des 
staatlichen Handelns ist die Regulierung. Dabei versuchen 
Bund, Länder und Kommunen mit Gesetzen, Verboten und 
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dazu übergegangen, ihre Mietangebote als „möblierte Woh-
nungen“ zu inserieren, weil es für diese Kategorien lange 
Zeit keine klare Regelung gab. Andere rechtliche Regelun-
gen, wie etwa die kommunalen Vorkaufsrechte in Milieu-
schutzgebieten, Umwandlungsverordnungen oder der Ber-
liner Mietendeckel (der auch Mietabsenkungen überhöhter 
Mieten vorsah), sind rechtlich umstritten, nicht zuletzt, weil 
Eigentümer, Interessenverbände und Parlamentarier der 
CDU und FDP gegen die Anwendung der Instrumente ge-
klagt haben. 

Deutlich wird bei der Betrachtung von rechtlichen Instru-
menten im Bereich der Wohnungspolitik, dass Gemein-
wohlinteressen fast immer gegen private Gewinninteressen 
durchgesetzt werden müssen. Je stärker die Regulierun-
gen in die immobilienwirtschaftlichen Geschäftsmodelle 
eingreifen, desto intensiver fallen die Versuche aus, die Re-
gelungen zu umgehen oder auf dem Wege der juristischen 
Interventionen aufzuheben. Insbesondere für die prekäre 
Versorgungslage von Wohnungssuchenden mit niedrigen 
Einkommen bieten die rechtlichen Instrumentarien keine 
substanzielle Verbesserung – nicht zuletzt, weil die mit den 
Eigentumstiteln verbundenen Verfügungs- und Bestim-
mungsrechte nicht infrage gestellt werden und der öffentli-
che Eingriff in die Belegung von Wohnungen als Instrument 
der Wohnungspolitik zurzeit keine politische Unterstützung 
erfährt. Da rechtliche Auflagen in der Regel für alle glei-
chermaßen gelten, können damit gerade keine Sonderkon-
ditionen zugunsten benachteiligter Gruppen erreicht wer-
den. Genau solch eine gezielte Unterstützung für Haushalte 
mit geringen Einkommen wäre jedoch notwendig, wenn alle 
mit angemessenen, leistbaren und bedarfsgerechten Woh-
nungen versorgt werden sollen.

Finanzierung mit begrenzten Effekten
Ein zweiter Modus des staatlichen Handelns ist die Finan-
zierung, also die Steuerung mit Geld. Im Bereich der Woh-
nungspolitik lassen sich direkte Förderprogramme für den 
Wohnungsbau, Subjektfördermittel, die als Wohngeld oder 
Kosten der Unterkunft gezahlt werden, und steuerliche An-
reize für Investitionen im Wohnungsbereich unterscheiden. 
Der Einsatz von Geld als Steuerungsinstrument wird nicht 
nur durch das limitierte Volumen der Finanzmittel begrenzt, 
sondern hat oft auch nur begrenzte Effekte für die sozia-
le Wohnversorgung. Insbesondere Programme der Wohn-
raumförderung erwirken nur befristete Mietpreis- und Be-
legungsbindungen. 

Nach Ablauf der Förderphasen entfallen in der Regel auch 
die Bindungen. Im Kern sind diese Programme Anschub-
finanzierungen für oft private Wohnbauträger, die helfen, 
die schwierige Phase der Refinanzierung von Baukosten zu 
überstehen. Ausgerechnet zu dem Zeitpunkt, zu dem die 
meisten Kredite für den Bau zurückgezahlt sind – und nur 
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Verordnungen in die Marktlogik einzugreifen und dem pri-
vatwirtschaftlichen Handeln Schranken zu setzen, um die 
Interessen der Allgemeinheit zu sichern. So beschränken 
etwa verschiedene Regeln des Baugesetzes und der Bau-
nutzungsverordnungen, wie hoch und dicht auf bestimmten 
Grundstücken gebaut werden darf. Das Prinzip der besten 
und höchsten Nutzung wird so durch die rechtlichen Auf-
lagen beschnitten, um allgemeine Stadtentwicklungsziele 
zu sichern. 

Für die soziale Wohnversorgung von Bedeutung ist vor al-
lem die Mietgesetzgebung, die willkürliche Kündigung aus-
schließt und Mietsteigerungen einschränkt. Doch solche 
rechtlichen Auflagen haben deutliche Grenzen. So kann 
etwa die Ankündigung der Ampelkoalition, die Mieterhö-
hung künftig bei maximal 11 Prozent in drei Jahren zu kap-
pen (Koalitionsvertrag 2021, S. 71), im Vergleich zu den bis-
herigen Regelungen als Verbesserung verstanden werden 
– für die Fragen der sozialen Wohnversorgung bietet sie nur 
wenige Antworten, weil in den Fällen der Leistbarkeitsüber-
schreitung die Mieten schon jetzt zu teuer für die jeweiligen 
Einkommen sind und jede zusätzliche Steigerung die Ver-
sorgungslage verschlechtert.

Abb. 1: Der städtische Wohnungsmarkt ist vielfältig: Von Beständen im Plat-
tenbau… (Foto: Annick Rietz)

Auch die Mietpreisbremse, die seit 2015 den Kommunen 
die Option gibt, bei angespannten Wohnungsmärkten die 
Neuvermietungsmiete auf 10 Prozent über der ortsübli-
chen Vergleichsmiete für Wohnungen mit vergleichbarer 
Ausstattung, Größe und Lage zu beschränken, ist eher gut 
gemeint als gut gemacht. Zum einen nützt es insbesonde-
re den Haushalten, die mit ihren unterdurchschnittlichen 
Einkommen auf unterdurchschnittliche Mieten angewiesen 
sind, wenig, wenn die Kappung 10 Prozent über den Durch-
schnittsmieten liegt. Zum anderen räumt die Regelung vie-
le Ausnahmen ein. So gilt die Mietpreisbremse nicht, wenn 
Wohnungen lange leer standen, vor der Wiedervermietung 
umfangreich saniert wurden oder bereits die Vormieter 
überhöhte Miete gezahlt haben. Zudem sind viele Vermieter 
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ge Wohnungen nach eigenen Vorgaben zu errichten und zu 
vergeben. Im Bereich der Neubauaktivitäten ist die Verfü-
gung von öffentlichen Grundstücken ein passender Schlüs-
sel, um gewünschte Effekte im Neubaubereich durchzu-
setzen. Anders als in Förderprogrammen, Sozialbauquoten 
und städtebaulichen Verträgen können bei der Vergabe von 
Grundstücken in Erbbaurechten langfristige Ziele, Aufga-
ben und Bindungen der Wohnnutzung fixiert werden (Lich-
tenberg 2021). 

Abb. 2: … bis zu Beständen aus der Gründerzeit. (Foto: Jost)

Noch direkter als bei der Vergabe von Baurechten auf öffent-
lichen Grundstücken kann die soziale Zwecksetzung bei der 
Bewirtschaftung kommunaler Wohnungsbestände erfolgen. 
So sind beispielsweise die landeseigenen Wohnungsunter-
nehmen (LWU) in Berlin sowohl über das Wohnraumversor-
gungsgesetz (WoVG) als auch über die Kooperationsverein-
barungen (KoopV) mit den zuständigen Senatsverwaltungen 
dazu verpflichtet, einen großen Anteil von über 60 Prozent 
der Wiedervermietungen an Wohnungssuchende mit einem 
Wohnberechtigungsschein (WBS) zu vergeben. Jede vierte 
dieser Wohnungen ist sogar für Wohnungssuchende mit be-
sonderen Bedarfen vorbehalten. Auch wenn in der Praxis 
immer wieder Spannungen zwischen den sozialen Versor-
gungsaufgaben und den wohnungswirtschaftlichen Zwän-
gen der Unternehmen entstehen, zeigen die Berliner Ins-
trumente, dass eine grundsätzliche soziale Ausrichtung von 
öffentlichen Wohnungsbaugesellschaften möglich ist. Ins-
besondere für alle, die sich am Markt nicht selbst versor-
gen können, bietet die Bereitstellung von entsprechenden 
Wohnungsangeboten durch die Kommunen die beste Chan-
ce auf eine angemessene, leistbare und bedarfsgerechte 
Wohnung.

Strategien der Bereitstellung werden in sozialpolitischen 
Debatten unter dem Begriff der sozialen Infrastruktur dis-
kutiert (siehe Holm 2022, S. 247 ff.). Verstanden werden 
darunter „Einrichtungen, die gewährleisten, dass wichtige 
Grundbedürfnisse allen Menschen in rechtsverbindlich ab-
gesicherter Weise kostenfrei oder zumindest kostengüns-

noch die reinen Bewirtschaftungskosten anfallen –, werden 
die Mietpreisbindungen aufgehoben, sodass auch in den 
dann ehemaligen Sozialwohnungen höhere Mieten verlangt 
werden können. Durch das System der befristeten Bindun-
gen ist das Förderparadox der letzten Jahre zu erklären: 
Trotz einer aufgestockten Wohnraumförderung von insge-
samt über 10 Mrd. Euro hat sich zwischen 2007 und 2019 
die bundesweite Zahl der belegungsgebundenen Wohnun-
gen um fast eine Million verringert (Deutscher Bundestag 
2019, S. 4; Deutscher Bundestag 2020, S. 15). Die verstärkte 
Förderung in den Neubau von Sozialwohnungen reicht zur-
zeit nicht einmal aus, um die Verluste durch die auslau-
fenden Bindungen zu kompensieren. Der naheliegenden 
Strategie, Fördergelder vorrangig für dauerhaft gebundene 
Wohnungsbestände auszugeben, wurde vor über 30 Jahren 
mit der Abschaffung der Wohnungsgemeinnützigkeit eine 
wichtige Grundlage entzogen. 

Auch die Ausgabe von Subjektfördermitteln – also Zah-
lungen, die gezielt an Personen mit geringen Einkommen 
erfolgen – haben nur einen begrenzten Effekt für die so-
ziale Wohnversorgung. Allein der Bund gibt pro Jahr über 
15 Mrd. Euro für die Kosten der Unterkunft (KdU) und für 
Wohngeldzahlungen aus (Institut Arbeit und Qualifikation 
2021, S. 2; BMI 2021, S. 171 ff.). Diese Gelder werden in den 
finanzpolitischen Diskussionen oft den Sozialausgaben zu-
geordnet, obwohl sie auch den Charakter einer Wirtschafts-
förderung aufweisen, da ja die Gelder durch die Mietzah-
lungen unmittelbar an die Vermieterinnen und Vermieter 
weitergereicht werden. Sehr abstrakt gesprochen, sichert 
der Staat durch solche Zahlungen der Immobilienwirtschaft 
Mieterträge, die durch die Nachfrage gar nicht gedeckt wer-
den. Für Mieterinnen und Mieter mit wenig Geld, die schon 
eine Wohnung haben, sichern diese Zuzahlungen, dass ge-
forderte Mieten gezahlt werden können – den Zugang zur 
Wohnversorgung verbessern sie nicht, da weder die Kosten 
der Unterkunft noch das Wohngeld mit Belegungsbindun-
gen verbunden sind. Steueranreize für Neubau und Moder-
nisierung ebenso wie etwa das Baukindergeld oder andere 
Förderinstrumente für den Eigentumserwerb richten sich 
entweder direkt an die Bau- und Immobilienwirtschaft oder 
an Mittelschichten und haben auf die soziale Versorgungs-
situation keinen Einfluss. 

Strategien der Bereitstellung und Wohnen 
als soziale Infrastruktur
Eine dritte Möglichkeit des staatlichen Handelns kann als 
Bereitstellung von Leistungen und Infrastrukturen zusam-
mengefasst werden. So, wie es als öffentliche Aufgabe ver-
standen wird, dass die Kommunen Schulen, Bibliotheken 
oder Sportanlagen sowie Grün- und Erholungsflächen be-
reitstellen, bieten auch Liegenschaften im öffentlichen Be-
sitz und öffentliche Wohnungsbestände die Chance, günsti-
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nen solchen Umbau der kommunalen Wohnungswirtschaft 
wurden in den letzten Jahren skizziert (INKW 2014; Holm/
Kuhnert 2021). Jetzt kommt es darauf an, diese Ideen auch 
in die Praxis umzusetzen.
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tig zur Verfügung stehen“ (AG links-netz 2013, S. 12, zitiert 
nach Martin/Wissel 2018, S. 209).

Das Konzept der sozialen Infrastruktur hat im Wohnbereich 
mit dem Gemeindewohnungsbau in Wien, dem System des 
Council Housings in Großbritannien oder dem munizipa-
len Wohnungsbau in Schweden historische Vorläufer. Trotz 
Unterschieden in der Organisation basieren alle drei Woh-
nungsbauprogramme auf staatlichen Finanzierungen und 
einer vom Marktgeschehen entkoppelten Bewirtschaftung. 
Die Mietpreise wurden an ihrer Versorgungsaufgabe aus-
gerichtet und nicht aus ökonomischen Kalkulationen abge-
leitet. 

	■ „Die Gemeinde Wien ging beim Wohnungsbau mehr von 
sozialen als kommerziellen Grundsätzen aus. Es war 
unmöglich, die Mietzinse im Sinne der Verzinsung der 
Bausumme zu erstellen; sie wären für die breite Masse 
untragbar gewesen. Deshalb verzichtet man von vornhe-
rein auf die Hereinbringung der Baukosten, die durch die 
Wohnbausteuer eine wenigstens teilweise Deckung fin-
den sollten“ (Czeike 1959, S. 33). 

	■ Auch im englischen Council-Housing-System übernah-
men staatliche Finanzierungen das Risiko der Bewirt-
schaftung zu den politisch definierten Mieten (Maartens 
et al. 1988, S. 190ff.; Boughton 2018). 

	■ Der öffentliche Wohnungsbau in Schweden wurde eben-
falls von Non-Profit-Wohnungsbaugesellschaften errich-
tet, die den Kommunen unterstellt waren. Die Kosten für 
den Wohnungsbau wurden im Rahmen des „1-Millionen-
Wohnungen“-Programms in den 1970er Jahren mit bis 
zu 100 Prozent der Herstellungskosten aus staatlichen 
Krediten finanziert. Diese Finanzierung erfolgte zu Kon-
ditionen von dauerhaft festgelegten Garantiezinsen, die 
eine soziale Miete ermöglichten und in der Regel unter 
den marktüblichen Zinskonditionen lag (Hedman 2008).

Die Geschichte des kommunalen Wohnungsbaus in ver-
schiedenen Ländern zeigt, dass eine staatlich finanzierte 
und öffentlich organisierte Bereitstellung von leistbaren 
Wohnungen möglich ist, wenn die entsprechenden politi-
schen Voraussetzungen geschaffen werden. In Deutschland 
wurden als Antwort auf die damalige Krise des sozialen 
Wohnungsbaus bereits in den 1980er Jahren Vorschläge 
und Konzepte entwickelt, die darauf zielten, den kommuna-
len Wohnungsbau als Infrastruktur zu organisieren (Krät-
ke 1981). Doch die Wohnungspolitik setzte stattdessen auf 
Liberalisierung und Deregulierung und schwächte mit den 
Privatisierungen in den 1990er und 2000er Jahren die Kapa-
zitäten für einen kommunalen Wohnungsbau. Die aktuelle 
Krise der sozialen Wohnversorgung sollte genutzt werden, 
um frühere Fehler nicht zu wiederholen und die politischen 
und institutionellen Rahmenbedingungen für einen Umbau 
der kommunalen Wohnungswirtschaft in eine soziale Infra-
struktur des Wohnens zu schaffen. Erste Konzepte für ei-
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